
Stadtverwaltung Frankenberg/Sa.       13.04.2022 

Amt/Sachgebiet: Bürgermeister 

Bearbeiter:     Frau Saborowski 

 

 

S i t z u n g s v o r l a g e  

Nr. -654/2022/1 
 
 

 

 

Gremium Termin Behandlung TOP 

Gemeinsame Sitzung des 

Hauptausschusses und des Ausschusses 

Bildung, Vereine und Sport 

11.04.2022 nicht öffentlich  

Technischer Ausschuss 12.04.2022 nicht öffentlich  

Stadtrat 04.05.2022 öffentlich  

 

 

 

Betreff: Beschluss zur Programmbeteiligung der Stadt an der Förderung aus dem 

Europäischen Sozialfonds Plus im Förderzeitraum 2021 - 2027 

 

 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Stadtrat beschließt ergänzend zum grundsätzlichen Beschluss -637/2022/1 vom 

23.03.2022 die Programmbeteiligung der Stadt Frankenberg/Sa. am Europäischen Sozialfonds 

Plus (ESF Plus) im Förderzeitraum 2021 bis 2027 unter den aktuell in Aussicht gestellten 

finanziellen Rahmenbedingungen (Förderquote 85%, Restkostenpauschale 40%).  

 

 

Sachverhalt: 
 

In den Ausschusssitzungen vom 07. und 08.03.2022 wurde über die grundsätzliche 

Programmbeteiligung der ESF/EFRE-Förderperiode 2021-2027 beraten und im Stadtrat am 

23.03.2022 beschlossen.  

 

Die Verwaltung wurde mit vorbereitenden Maßnahmen beauftragt. Im Zuge der Erarbeitung 

des Übergangs-GIHKs (Gebietsbezogenes integriertes Handlungskonzept) fand ein Online-

Workshop des Sächsischen Staatsministeriums für Regionalentwicklung am 30.03.2022 statt. 

Am 29.03.2022 wurde die Förderrichtlinie „Nachhaltige soziale Stadtentwicklung ESF Plis 

2021-2027“ durch das Kabinett verabschiedet.  

 

Dabei ist festzustellen, dass dieser Beschluss finanzielle Auswirkungen auf die 

Programmbeteiligung hat. Aus diesem Grund wird dem Stadtrat der ergänzende Beschluss 

noch einmal vorgelegt.  

 

Wie bereits mitgeteilt, ändert sich die Förderquote von vormals 95% in der neuen 

Förderperiode. In der Richtlinie wurde eine Förderquote von 85% festgelegt (im Entwurf 

90%). Das heißt eine nochmalige Erhöhung des Eigenanteils auf insgesamt 15% der 

Gesamtausgaben.  



Weiterhin wurde die Restkostenpauschale von ursprünglich 31% auf 40% angehoben. Diese 

Pauschale schließt neben den förderfähigen Personalausgaben alle übrigen Ausgaben und 

Kosten ein und wird als Pauschalfinanzierung berücksichtigt.  

 

Für das zu überarbeitenden Übergangs-GIHK hat dies folgende finanzielle Auswirkung (alle 

Angaben in €):  

 

Kostenstelle  
Planansatz 

NTHS 
9.3.22 Zwischenbilanz 

NEU! 
04.04.2022 

Mehrbedarf 
gesamt 

Mehrbedarf 
zum NTHS 

36.25.01.01/314101 67.565  82.620  -15.055 85.017  -17.452 -2.397  

36.25.01.01/401901 
u. 431503 

74.680  91.800  -17.120  94.620  -19.940  -2.820  

Bilanz = Eigenanteil 
der Stadt  

-7.115  -9.180  2.065  -9.603  2.488  423  

    

(nach 
03/22 
HA/TA)   

(nach Workshop 
SMR)     

 

Die Hochrechnung gilt für die Fortsetzung der Maßnahmen Kulturinsel und Sozialarbeiter für 

Kindertagesstätten und Grundschulen, um einen nahtlosen Übergang in die neue 

Förderperiode zu ermöglichen.  

 

Für die ersten Annahmen der Ideenskizzen hätte dies folgende Auswirkungen (alle Angaben 

in €):  

 

 2023 2024 2025 2026 2027 2028 GESAMT 

Ausgaben  182.224 220.280 248.336 248.336 238.336 84.168 1.221.680 

Zuweisungen ESF 154.890,40 187.238 211.085,60 211.085,60 202.585,60 71.542,80 1.038.428 

Eigenanteil  27.333,60 33.042 37.250,40 37.250,40 35.750,40 12.625,20 183.252 

Ursprungsannahme  
       

Ausgaben  175.000  211.250   237.500  237.500   227.500   78.750   1.167.500   

314101 
Zuweisungen ESF 157.500  190.125  213.750  213.750   204.780   70.875   1.050.750   

 
17.500 21.125 23.750 23.750 22.720 7.875 116.750 

Mehrbedarf (ohne abschließenden 
Beteiligungsprozess)         66.502 

 

Die ESF-Projekte basieren auf ersten Ideenskizzen und sind noch nicht abschließend 

beschlossen. Die Einzelmaßnahmen werden im Zuge der Erstellung des GIHK für die neue 

Förderperiode erörtert, bilanziert und abschließend durch den Stadtrat beschlossen. Daher gilt 

diese Hochrechnung als eine Hochrechnung der Veränderungen in der Richtlinie.  

 

Die Verwaltung empfiehlt die Beschlussfassung und am Grundsatzbeschluss vom 23.03.2022 

festzuhalten. Auch steht eine Übernahme des Eigenmittelanteils durch die jeweiligen 

Projektträger zur Diskussion. 



 

Die gemeinsame Ausschuss HA/BVS und der Technische Ausschuss haben in ihren 

Sitzungen am 11.04. und 12.04.2022 beraten und empfehlen dem Stadtrat mehrheitlich die 

Beschlussfassung. 

 

 
 
 

 

 

   

Bürgermeister   
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